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INFORMATION 

CDU/CSU begrüßt 
Entscheidung über den 
EG-Agrarpreis 
Die CDU/CSU bedauert, daß trotz mona- 
telanger Verhandlungen und großer Kom- 
promißbereitschaft auf Seiten der Neun 
und der Kommission kein Einvernehmen 
über die europäischen Agrarpreise mit 
Großbritannien erzielt worden ist. Die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion begrüßt, 
daß der Agrarministerrat mehr als sechs 
Wochen nach Ablauf der dafür vorgesehe- 
nen Frist endlich auf Vorschlag der Kom- 
mission eine Mehrheitsentscheidung ge- 
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Geänderte 
Sonderzugabfahrten 
(Siehe UiD 17/82, Seite 14—16) 

Sonderzug 6 
geänderte Abfahrtszeiten ab Bonn 
Bonn Hbf. 
Boppard 
St. Goar 
Oberwesel 
Bingerbrück 
Mainz Hbf. 

ab 16.00 Uhr 
16.48 Uhr 
16.59 Uhr 
17.05 Uhr 
17.19 Uhr 

an 17.47 Uhr 

Sonderzug 7 
ab Oppenheim mit Eilzug 3119 nach Mainz 
Oppenheim ab 6.10 Uhr 
Mainz an 6.58 Uhr 
in Mainz umsteigen in Sonderzug 7; auf der 
Rückfahrt Halt in Oppenheim. 

Sonderzug 12 ,- 
zusätzlicher Halt in Achern 
Achern ab 7.57 Uhr 

Sonderzug 21 ersatzlos gestrichen 

Sonderzug 23 ersatzlos gestrichen 

Sonderzug 24 Einsatzbahnhof jetzt 
Gelsenkirchen 

Sonderzug 33 ersatzlos gestrichen 

troffen hat. Dies war im Interesse der i 
der  Landwirtschaft tätigen  Bevölkerung 
mehr als überfällig. Jedes andere Verhal- 
ten hätte eine Selbstblockade der Euro- 
päischen Gemeinschaft bedeutet und ijj 
Handlungsfähigkeit in Frage gestellt. °i 
Union erwartet, daß sich Großbritannien 
an   diesen   rechtlich   verbindlichen   °e 

Schluß hält und seine Mitarbeit in der Ge' 
meinschaft   entsprechend   der  Vertrag 
fortsetzt, stellt MdB Carl Otto Lenz fest- 

Bundestagsfraktion 
lehnt Benachteiligung 
der Beamten ab 
Die Verzögerung der Besoldungserh^ 
hung 1982 für die Beamten durch Bundes- 
innenminister Baum bezeichnete der 'ü 

Beamtenfragen zuständige Abgeordnete 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, We>" 
ner Broll, als ein Affront gegen die Bearn' 
ten. Die Angestellten und Arbeiter im ö' 
fentlichen Dienst haben aufgrund des "a 

rifabschlusses vom 1. Mai 1982 an eine 

Gehaltserhöhung von 3,6% erhalten. &5 

ist unerfindlich, weshalb Herr Baum dej 
Beamten diese Erhöhung vorenthält un 
die Vorlage des Gesetzentwurfs imme 

wieder hinauszögert. Mit dieser Hinhalte 
taktik hat es der Bundesminister erreich • 
daß die Gesetzesinitiative vor der So^ 
merpause weder im Bundesrat noch lfT| 
Deutschen Bundestag verabschiedet wer 

den kann. Das bedeutet, daß über die 0f 
soldungserhöhung 1982 abschließend frU' 
hestens Ende Herbst 1982 entschiede^1 

werden kann. 
Die CDU/CSU lehnt diese Benachteiligt 
der Beamten strikt ab. Diese BerufsgrUP 
pe steht treu und loyal zu unserem StaaJ- 
Sie darf nicht noch für dieses Wohlverhal' 
ten bestraft werden, nur weil den Beamte'1 

die notwendigen Kampf- und Druckmitte 

gegenüber dem öffentlichen Arbeitgebe 
fehlen. Der Bundesinnenminister wii"0 

deshalb aufgefordert, den Gesetzentw1 urf I 
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Helmut Kohl: Das Schießen beenden 
-Der Krieg auf den Falkland-Inseln zeigt, wie zerbrechlich der Frieden ist", erklär- 
te Helmut Kohl am Montag, dem 24. Mai, vor dem Präsidium in Bonn. Die völker- 
rechtswidrige Besetzung der Inselgruppe durch Argentinien habe den militäri- 
schen Konflikt ausgelöst. „Unsere Solidarität gehört den britischen Verbündeten. 
Daran kann es keinen Zweifel geben." Der Vorsitzende wies darauf hin, daß die 
Bundesrepublik Deutschland auch zu Argentinien traditionell gute Beziehungen 
unterhalte und viele Deutsche dort eine neue Heimat gefunden hätten. „Wir for- 
dern beide Seiten auf, alles zu tun, um die Kämpfe zu beenden. Nur wenn das 
Schießen aufhört, kann eine für beide Völker tragbare Lösung erreicht werden." 
Aber nicht nur im Südatlantik auch in Afghanistan, in Kambodscha sowie im 
Grenzgebiet zwischen dem Irak und dem Iran werde gekämpft. Diese Konflikte 
drohten in Vergessenheit zu geraten. „Wir Deutsche, die seit Konrad Adenauer 
auf die Anwendung von Gewalt verzichtet haben, müssen jetzt dazu beitragen, 
das internationale Instrumentarium zur friedlichen Lösung von Konflikten zu ver- 
bessern. Ein Versagen der Politik und der Diplomatie wie im Falklandkonflikt und 
den anderen kriegerischen Auseinandersetzungen darf sich nicht wiederholen." 

Zum Stand der innerdeutschen Beziehungen erklärte Helmut Kohl, solange die 
DDR-Führung nicht bereit sei, die Erhöhung des Zwangsumtauschs für Besucher 
aus dem Westen rückgängig zu machen, seien wirtschaftliche Leistungen der 
Bundesrepublik Deutschland, wie die Beibehaltung der jetzigen günstigen Kredit- 
bedingungen im Rahmen des sogenannten Swing, nicht zu rechtfertigen. Helmut 
Kohl warnte die Bundesregierung davor, diesen von ihr selber früher hergestell- 
ten Zusammenhang jetzt unter dem Druck Ost-Berlins aufzugeben. 

^gehend   im   Bundesrat  einzubringen, 
arnit auch die Beamten alsbald in den 
enuß der Besoldungserhöhung für das 

°ahr 1982 kommen. 

Bundesregierung gibt 
*®ine Auskunft über Stärke 
Ger DDR-Grenztruppen 

u der völlig unzureichenden Antwort der 
undesregierung auf die Kleine Anfrage 

^er   CDU/CSU-Bundestagsfraktion   betr. 
'cherheit der innerdeutschen Grenzge- 

f
Dlete (Bundestags-Drs. 9/1634) erklärt der 

r fragen der inneren Sicherheit zustän- 
de Abgeordnete der CDU/CSU-Bundes- 
^Qsfraktion, Hans-Joachim Jentsch: Die 
ntwort ist beschämend. Die Bundesre- 

9'erung jst nicht bereit, die deutsche Öf- 

fentlichkeit über das Ausmaß der Bedro- 
hung der Sicherheit an der innerdeut- 
schen Grenze durch die DDR zu unter- 
richten. Die Bundesregierung hat sich 
trotz konkreter Fragen geweigert, die Zahl 
der an der Grenze stationierten DDR- 
Grenztruppen und die tatsächliche Zahl 
der dort tätigen BGS-Beamten zu nennen. 
Die Behauptung, an der Grenze seien 16 
BGS-Einsatzeinheiten mit je ca. 560 Be- 
amten (Soll-Stärke) eingesetzt, ist eine 
Zumutung. Zum einen sind unmittelbar an 
der Grenze so viele BGS-Einheiten nicht 
stationiert, zum anderen ist allgemein be- 
kannt, daß die tatsächliche Zahl der dort 
tätigen Beamten weit unter der Soll-Stärke 
liegt und in der Regel noch nicht einmal 
die Hälfte beträgt. 
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50 Millionen für die DKP 
Die moskautreue Deutsche Kommunisti- 
sche Partei (DKP) soll allein im vergange- 
nen Jahr „weit über 50 Millionen Mark" 
aus Ost-Berlin bekommen haben. Davon 
geht jedenfalls die nordrhein-westfälische 
Landesregierung in ihrem jüngsten Be- 
richt über den Rechts- und Linksextremis- 
mus aus. Die DKP mit ihrer Bundeszentra- 
le in Düsseldorf habe ihre Position als 
stärkste linksextreme Gruppierung mit na- 
hezu 40 000 Mitgliedern behaupten kön- 
nen. Der Parteiführung sei es zudem ge- 
lungen,   die   nach  der  Bundestagswahl 
1980 teilweise einsetzende Resignation in 
der Mitgliedschaft „durch innerparteiliche 
Kampagnen und durch eine Konzentration 
ihrer Agitation und Propaganda auf die ak- 
tuelle Thematik des .Friedenskampfes', 
der Hausbesetzungen und der .Rotstift- 
politik' weitgehend zu überwinden". Im 
gesamten linksextremen Bereich gab es 
nach Einschätzung der NRW-Regierung in 
1981 keine wesentlichen Änderungen. Die 
Mitgliederzahl aller kommunistischen 
Gruppierungen wird bundesweit auf 
111 000 geschätzt. 

Europäische 
CDU/CSU-Arbeitskreise 
gegründet 
Am 6. Mai konstituierte sich der CDU- und 
CSU-Freundeskreis in Luxemburg. Vorsit- 
zender wurde Dr. Manfred Peter (39). In 
der darauffolgenden Woche, am 12. Mai 
1982 wurde der einzige und alleinige CDU- 
und CSU-Verband Brüssel konstituiert. 
Vorsitzender ist Hanns Werner Dahl (43). 

Benachteiligung 
der Frauen abbauen 
Die Europa-Sektion der Frauen der CDU/ 
CSU diskutierte unter Vorsitz von Marlene 
Lenz, MdEP, am 20. Mai 1982 in Bonn das 
Aktionsprogramm der Europäischen Ge- 

meinschaft zur Förderung der Chancen- 
gleichheit der Frauen. Die Sektion begrüß1 

die Initiative der Europäischen Kommis- 
sion als Wegbereiter und Neuerer auf dem 
Gebiet des Abbaus von Benachteiligt' 
gen von Frauen. Besonders die im Pr°' 
gramm vorgeschlagenen Aktionen zu 
— Anwendung der Gemeinschaftsrichtli' 
nien auf dem Gebiet der Gleichbehand' 
lung von Männern und Frauen 
— Vorbereitung ergänzender Rechtsvor' 
Schriften und Ausdehnung auf neue Berei' 
ehe 
— Verbesserung der Lebens- und Ar- 
beitsbedingungen 
sind geeignet, zu konkreten Verbesserun' 
gen in den Mitgliedstaaten zu führen. 
Die Europa-Sektion der Frauen der CDU' 
CSU fordert daher den Rat der Europa"' 
sehen Gemeinschaften auf, diese Maß' 
nahmen in ihren jeweiligen Bereichen j^ 
Angriff zu nehmen und umzusetzen. Sie 
fordert darüber hinaus die Bundesregie' 
rung auf, die Frauenarbeitslosigkeit zu be- 
seitigen und die soziale Sicherung für all6 

Frauen zu verbessern. 

250 000 haben umsonst 
Blut gespendet 
Hunderttausende von Bundeswehrsolda' 
ten haben umsonst Blut gespendet, vve' 
man daraus hergestelltes Albumin-Pulver 

beim Wehrmedizinischen Institut in K0' 
blenz schlichtweg „vergammeln" ließ- ,r1 

Koblenz sind von 1970 bis 1981 üb*J 
300 000 Blutspenden eingegangen und 
daraus maximal 55 000 Flaschen Plasma' 
Protein-Lösung hergestellt worden- 
250 000 Blutspenden waren umsonst. Mi* 
ihrer Hilfe hätte der VerteidigungsvorraJ 
aufgefüllt werden können. Laut Antwo11 

der Bundesregierung hat „die im wesent'1' 
chen im personellen Bereich begründete 
Verzögerung zu entsprechenden Konse' 
quenzen geführt". 
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SPD-STRATEGIE 

Schmidt mißbraucht Außenpolitik 
*u wahltaktischen Zwecken 
!je Im »Spiegel" vom 17. Mai 1982 im 
*°rtlaut veröffentlichte und von Re- 
"•orungssprecher Böliing positiv ge- 
legte Studie des Bundeskanzler- 
amtes ist ein außen- und innenpoliti- 
!£|>er Skandal ersten Ranges. Die 
~°U/CSU wird ihn keinesfalls auf 
•°n beruhen lassen, sondern im Ple- 
um des Bundestages noch zur 

°Prache bringen. 

ft'e Studie schafft neue Ungewißheiten 
^    irri Bündnis über den künftigen Kurs 

e£ deutschen Außen- und Sicherheitspo- 
'*• erklärt der außenpolitische Sprecher 
er CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Alois 

n 
ertes. In Moskau und Ost-Berlin muß sie 

eJje Hoffnungen wecken, die Bundesre- 
ublik Deutschland auf Dauer psycholo- 
jlsch und politisch von Amerika zu ent- 

erriden. Die Studie erniedrigt die außen- 
d sicherheitspolitischen Lebensfragen 
seres Volkes zu einem Instrument in- 

1^ nPolitischer Taktik. Sie agiert heimtük- 
l^Cn gegen alle Verantwortlichen unseres 

ndes, die für einen breiten Konsens der 
st'gkeit und Berechenbarkeit eintreten. 

Ie Studie fordert Bundeskanzler Schmidt 
" drei Zielen auf: 

J? ^in Ende der weitgehenden Gemein- 
rUrTkeit zwiscnen Opposition und Regie- 
P n9 in den Fragen der Sicherung des 

'ec|ens und unserer Freiheit, wie sie zwi- 
B 

hen der CDU/CSU-Opposition und Au- 
ö "minister Genscher seit dem  NATO- 

^Ppelbeschluß besteht und zunimmt. 

" E'n .deutsch-amerikanischer Konflikt 
über  den  Inhalt  wirklicher  Entspan- 

nung 

— über den Grad der Zusammenarbeit 
mit der Sowjetunion und ihren Verbünde- 
ten 
— über die angebliche Gefährdung be- 
sonderer deutscher Interessen durch die 
USA. 

0 Eine Unterordnung der außen- und si- 
cherheitspolitischen Interessen unseres 
Landes unter die Koalitions- und Wahltak- 
tik der SPD, die ihrerseits gerade in den 
Fragen verantwortlicher Abrüstungspolitik 
und wirklicher Entspannung tief gespalten 
ist. 

Bundeskanzler Helmut Schmidts peinli- 
ches Selbstlob, er habe die Großmächte 
an den Verhandlungstisch gezwungen, 
verrät deutlich zwei schwerwiegende 
Differenzpunkte mit Außenminister Gen- 
scher: 

— Genscher wendet sich gegen eine 
sachliche und auch gegen eine verbale 
Äquidistanz der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu den beiden Großmächten. 
Schmidt hingegen fördert den Trend der 
SPD, zumindest verbal. Diese Entwicklung 
schwächt die ethischen und politischen 
Grundlagen des Bündnisses als Wertege- 
meinschaft. Hinzu kommt Schmidts dop- 
pelzüngige Methode: Im kleinen Kreis 
würdigt er die konstruktive Haltung der 
CDU/CSU in der Außen- und Sicherheits- 
politik; nach außen macht er die CDU/ 
CSU schlecht und signalisiert damit die 
Wahlagitation für 1984. 

— Genscher hebt in Übereinstimmung 
mit dem Luxemburger NATO-Kommuni- 
que hervor, daß eine Politik erforderlich 
ist, die zu wirklicher Entspannung führt 
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(im Unterschied zu offenkundiger Schein- 
entspannung). Schmidt hingegen ebnet 
zusammen mit Brandt den entscheiden- 
den Unterschied zwischen wirklicher Ent- 
spannung und scheinbarer Entspannung 
bewußt ein. Damit will die SPD die Tatsa- 
che verdunkeln, daß Moskau mit „Ent- 
spannung" etwas völlig anderes will als 
der Westen, nämlich Unterdrückung und 
Übergewicht statt Menschenrecht und 
Gleichgewicht. 
Schmidt bevorzugt die nebelhafte Schein- 
friedenssprache Brandts gegenüber einer 
Friedenssprache, die auf Klarheit und Of- 
fenheit und damit Berechenbarkeit Wert 
legt. Mit dem Begriff „Sicherheitspartner- 
schaft" betreibt Schmidt eine semanti- 
sche Irreführung, in der er zur Kennzeich- 
nung unseres Verhältnisses zu dem uns 
schützenden Amerika dasselbe Wort ver- 
wendet, wie zu der uns bedrohenden So- 
wjetunion. Dahinter steckt Methode. 
Die Bundesregierung kann dem Auswärti- 
gen Amt nicht zumuten, angesichts dieser 
offenen Auseinandersetzung über den 
Regierungskurs den Auswärtigen Aus- 
schuß über ihre Haltung im unklaren zu 
lassen. Die CDU/CSU erwartet, daß Au- 
ßenminister Genscher dem Auswärtigen 
Ausschuß Rede und Antwort über die der- 
zeitigen Weichenstellungen der deut- 
schen Bündnis- und Ostpolitik steht. 

Einen entsprechenden Antrag habe ich 
namens der CDU/CSU-Fraktion an den 
Vorsitzenden des Auswärtigen Ausschus- 
ses gerichtet. 
Die CDU/CSU wird in Kürze auch im Ple- 
num die offenkundigen Risse zwischen 
dem Bundeskanzleramt und dem Auswär- 
tigen Amt zur Sprache bringen. West und 
Ost haben Anspruch auf eine berechen- 
bare Außenpolitik. Genau sie aber besteht 
nur noch dem Schein nach; in der Wirk- 
lichkeit nicht mehr. Die Krise der SPD darf 
nicht zur Katastrophe der deutschen Au- 
ßenpolitik führen. 

Schmidt hat in den letzten Wochen unter 
Beweis gestellt, daß er weder den Wille" 
noch die Kraft zu einer eigenen Konzep- 
tion der Außenpolitk besitzt, sondern if11 

wesentlichen den Ratschlägen der Kon- 
frontations- und Konfliktstrategen aus 
SPD-Baracke und Kanzleramt folgt, stellt 
MdB Philip Jenninger fest. Dies dürfte aus 
den genannten Gründen auch so bleiben- 
Damit zieht — angesichts der klaren Ha'' 
tung der USA, aber auch angesichts 
wachsender Zweifel in Paris, London und 
Rom an der Bonner Politik — eine schwe- 
re Krise der NATO herauf. Es wird sich be- 
reits mittelfristig die Frage nach der Ver- 
einbarkeit von Ostpolitik und AllianzpolitiK 
stellen. 
Mit anderen Worten: wenn die Fortfüh- 
rung der bisherigen „Entspannungs"- und 
Ostpolitik mit der Bündnispolitik innerhalb 
der NATO nicht mehr zur Deckung zu 

bringen ist, werden hieraus zwei verschie- 
dene außenpolitische Optionen der Bun- 
desrepublik Deutschland, zwischen denen 
entschieden werden muß. Damit wäre -I 
zumindest intellektuell und konzeptione" 
— der Punkt erreicht, von dem die CDU/ 
CSU seit Jahren befürchtet hat, daß er das 
logische und zwangsläufige Resultat des 
Brandtschen Ansatzes der Ostpolitk sein 
werde. Dies ist im übrigen auch genau je' 
ner Punkt, vor dem Henry Kissinger be- 
reits 1969 gewarnt hat. 
Bei der gegenwärtigen Diskussion inner- 
halb der Bundesregierung geht es daher 
nicht um Worte und Nuancen, sondern um 
substantielle Fragen und weitreichende 
Entscheidungen. Nach außen zeigt siel1 

das in der Tatsache, daß die Verantwortli- 
chen ihre Stäbe im Kanzleramt bezie- 
hungsweise im Auswärtigen Amt in ge- 
genläufiger Richtung planen lassen. 
Die FDP steht in den kommenden Mona- 
ten also nicht nur in der Wirtschafts- und 
Finanzpolitik, sondern auch in der Sicher- 
heits-, Bündnis- und Ostpolitik vor einem 
Test ihrer politischen Glaubwürdigkeit. Sie 
wird sich diesem Test öffentlich zu unter- 
ziehen haben. 
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• EAK-BUNDESTAGUNG 

Christen wissen: 
Wir haben eine Zukunft 
&te Jahre des „Immer besser — im- 
!J*er mehr" der großen visionären Zu- 
kunftsentwürfe sind zu Ende. In die- 
ser Situation blicken viele Menschen 
"Mt Angst in die Zukunft, breiten sich 
sPürbar Resignation und Depression 
^us. Mit seiner 25. Bundestagung hat 
jjer Evangelische Arbeitskreis des- 
halb ein Thema aufgegriffen, das die 
Menschen unmittelbar berührt. Es 
J'ar nicht nur Ziel der Tagung, die 
*°nkrete Situation nüchtern zu ana- 
•ysieren, sondern auch nach Wegen 
*u suchen, die Hoffnung und einen 
Neuanfang bieten können. 

Kirche und Politik befinden sich bei der 
Gestaltung der Zukunft in gemeinsa- 

mer Verantwortung für den Menschen. 
Oem theologischen Abendgespräch, das 
Editionen am Vorabend der EAK-Bun- 
destagungen steht, kam deshalb eine be- 
sondere Bedeutung zu. Es wurde zum 
'herria „Kirche und Politik im Dialog: Was 
Ur>s verbindet — Was uns trennt" geführt 
tischen dem hessen-nassauischen Kir- 
chenpräsidenten Helmut Hild und dem 
rneinland-pfälzischen Landtagspräsiden- 
ten Albrecht Martin. Wenn auch dieses 
Gespräch in brüderlichem Geist geführt 
WlJrde, so wurden doch auch die Schwie- 
rigkeiten, die evangelische Kirche und 
cDu gelegentlich miteinander haben, 
nicht verschwiegen, 

^irchenpräsident Hild führte die Irritation, 
die manchmal zwischen  beiden  auftritt, 
Wesentlich auf das „C" im Namen der CDU 
2urück.  Hierdurch  werde  der Anspruch 

auf eine Politik aus christlicher Verantwor- 
tung permanent manifestiert, Kirche und 
CDU zwangsläufig immer wieder aufeinan- 
der bezogen, was insbesondere in Gewis- 
sensfragen immer wieder zu Reibungsflä- 
chen führe. 
Martin unterstrich das Recht der Kirche, 
zu politischen Fragen Stellung zu nehmen, 
artikulierte aber auch die Sorge des EAK, 
daß sich kirchliche Gruppen zunehmend 
an Gruppen anschließen, deren Ursprung 
sicher nicht in biblisch begründeten Vor- 
stellungen liegt. Dadurch würden deren 
Positionen gleichsam nachträglich vom 
Evangelium her gerechtfertigt. Dies führe 
zu einem immer stärker werdenden Enga- 
gement kirchlicher Gruppen in tagespoliti- 
schen Fragen. Martin wies auf die Gefahr 
hin, daß dadurch Kirche auch immer mehr 
der Relativität dieses Bereiches unterliege 
und schließlich die Fähigkeit verlieren 
kann, ihre eigentliche Aufgabe zu erfüllen: 
mit moralischer Autorität Orientierung zu 
geben unter Bezug auf das Absolute — 
die Lehren und Gebote Gottes. 
Den Hauptvortrag zum Tagungsthema 
hielt der wiedergewählte Bundesvorsit- 
zende Prof. Roman Herzog. Mit Nach- 
druck wandte er sich gegen das modisch 
gewordene Angstgerede. Dabei stellte 
Herzog nicht in Abrede, daß es objektive 
Gefährdungen der Menschheit gebe, die 
nicht auf die leichte Schulter zu nehmen 
sind wie die Bedrohung durch atomare 
Rüstung, die großen Probleme der hohen 
Technisierung oder der Umweltfolgen die- 
ser Technisierung. Aber Herzog wies auch 
mit Nachdruck darauf hin, daß es Aufgabe 
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einer zukunftsorientierten Politik sei, diese 
Probleme mit Nüchternheit und Realismus 
zu lösen. Dazu gehöre, so Herzog, sicher 
ein radikaler Abbau der Bürokratisierung 
unseres Lebens, in der die Freiheit er- 
stickt werde. Dazu gehöre aber auch, daß 
die öffentlichen Haushalte saniert werden. 
Dies sei eine im höchsten Maße morali- 
sche und ethische Frage. Dabei gehe es 
nicht nur darum, die Haushalte in Ordnung 
zu bringen, sondern sie soweit zurückzu- 
schrauben, daß auch kommenden Gene- 
rationen die Möglichkeit von Zuwächsen 
in den Haushalten und damit eigener Ge- 
staltung ihres Lebens gegeben werde. 

Höhepunkt und Abschluß der Bundesta- 
gung war der Vortrag des CDU-Vorsitzen- 
den Helmut Kohl. Er erklärte, Angst sei ei- 
ne Realität, aber „sicherlich ein schlechter 
Ratgeber". Das Thema des Kongresses, 
der Versuch, den Menschen Zukunftshoff- 
nungen zu geben, sei deshalb hochaktu- 
ell. Auf den Falkland-Krieg eingehend, be- 
tonte er, die CDU stehe „voll in der Solida- 
rität zu Großbritannien". Gerade diese ein- 
deutige Haltung gebe ihr aber auch das 
Recht, gleichzeitig zu fordern: „Beendet 
das Schießen und kehrt zum Frieden zu- 
rück." Die CDU werde es an keiner Stelle 
der Welt kritiklos hinnehmen, daß 
Menschenrechte verletzt würden — „egal, 
ob rechte oder linke Militärdiktaturen die- 
ses Recht brechen". Deshalb werde man 
es auch in Afghanistan „nicht zulassen, 
daß über diesen Völkermord der Zeitgeist 
hinweggeht". Diese, wie die anderen be- 
waffneten Konflikte, z. B. zwischen dem 
Iran und dem Irak sowie das Kriegsrecht 
in Polen würden zeigen, daß der Frieden 
nicht sicherer geworden ist. Er unterstütz- 
te deshalb die Initiative von US-Präsident 
Reagan, weltweit zu wirksamer Entspan- 
nung und Abrüstung zu kommen. 

In diesem Zusammenhang beschäftigte 
sich Kohl ausführlich mit Wesen und Auf- 
trag des westlichen Bündnisses. Die NA- 

TO sei zuerst eine Wertegemeinschaft zur 

Durchsetzung von Demokratie und frei- 
heitlicher Prinzipien. Erst deren Bedro- 
hung von außen mache sie zu einem Ver- 
teidigungsbündnis. Diese Verbindung 9el' 
te es deutlicher herauszustellen als bis- 
her, meinte der CDU-Vorsitzende. 

„Für uns ist Friede immer Friede in Frei- 
heit — beides zusammen", unterstricn 
Kohl. Die Deutschen hätten dies erkann 
und seien heute in ihrer riesigen Mehrhej 
eine Friedensbewegung. Er beobachte m 
Sorge den Versuch von Teilen der „Frie 
densbewegung", das Volk künstlich aufzU 
spalten in Friedensfreunde und -gegner 
denn äußerer Friede sei nicht vorstellt»3' 
ohne den inneren Frieden im Lande. 

Im Bereich der Innenpolitik warf Kohl der 
Bundesregierung schwere Versäumnisse 
vor. Sie verschleppe viele Probleme, ver- 
schärfe sie dadurch. So müsse man in der 
Ausländerfrage menschlich verständliche 
Lösungen jetzt suchen. Auch in der Haus- 
halts- und Finanzpolitik sei es höchste 
Zeit, eine Neuorientierung vorzunehmen- 
Bund, Länder und Gemeinden müßten Ab' 
stand nehmen von überzogenen Vorstel- 
lungen und zu einer Sanierung der öffent- 
lichen Haushalte gemeinsam beitragen- 
Solche Politik bedinge Wahrhaftigkeit 'n 

den Aussagen. Dazu gehöre auch, deut- 
lich zu sagen, daß Arbeitszeitverkürzun- 
gen „derzeit keine Chance" hätten. Alles 
andere sei „Volksbetrug". 

Bei den notwendigen Einsparungen werde 
die Union jedoch darauf achten, daß diese 
nicht einseitig zu Lasten bestimmter 
Gruppen gehen, betonte Kohl. Er verwies 
dabei auf das Sparkonzept der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, in dem auch ei- 
ne fünfprozentige Kürzung aller Subven- 
tionen vorgesehen sei. Mehr Bescheiden- 
heit in der Politik sei notwendig, um kom 
menden Generationen nicht ihre politi 
sehen Gestaltungschancen zu nehmen 

•J 
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KOALITION 

|ppler nicht mehr im 
SPD-Präsidium 
^ SPD-Parteipräsidium sitzt kein Reprä- 
sentant des linken Parteiflügels mehr: Er- 
ard Eppier ist nicht mehr in das höchste 

premium seiner Partei gewählt worden, in 
tiem er seit 1973 gesessen hat. In einer 

arnpfabstimmung unterlag er im 40köpfi- 
|en Parteivorstand seinen Konkurrenten 
9°n Bahr und Hans Jürgen Wischnewski. 
Ppler erklärte, er könne gut mit seiner 
lchtwahl leben. Die andere Frage sei, wie 

9ut die Partei dies könne. Sein Einfluß auf 
Jle Partei und auf die Öffentlichkeit sei 
°n Posten und Positionen unabhängig. 
Ie  Jungsozialisten   haben   die  Abwahl 
Pplers aus dem Präsidium als „Zeugnis 

jütischer   Armut"   kritisiert.   „Während 
0,itiker wie Bahr und Eppier die wenig- 
6n Stimmen erhielten, wurden Speziali- 

sten für Dachlatten und Beton auf Anhieb 
9ewählt", heißt es in einer Stellungnahme 
es Juso-Bundesvorstandes. Die Anspie- 

Un9 «Dachlatten und Beton" zielt auf Hol- 
jjer Börner: der ehemalige Betonfachar- 

e'ter hatte vor einigen Tagen Aufsehen 
'* der ihm zugeschriebenen Bemerkung 

e
h
rre9t, nur sein hohes Staatsamt hindere 

nn daran, gewalttätigen Störern bei De- 
^°nstrationen „selbst eines in die Fresse 
*u hauen. Früher auf dem Bau hat man 
s°lche Dinge mit Dachlatten erledigt." 

Vertrauensverlust ist Schuld 
v°n SPD und FDP 

u dem durch eine Infas-Umfrage, die das 
. 0rdrhein-westfälische Sozialministerium 
n Auftrag gegeben hatte, ermittelten Ver- 
raUensverlust der jungen Menschen ge- 

genüber der Politik und den Politikern er- 
art der Vorsitzende der Arbeitsgruppe 

für Jugend, Familie und Gesundheit, der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Hermann 
Kroll-Schlüter: Diese Erkenntnis kann nie- 
manden verwundern, angesichts der Poli- 
tik unserer derzeitigen Bundesregierung. 
Dauernde Versprechungen, die nicht ein- 
gehalten werden (können), tragen sicher 
nicht dazu bei, jungen Menschen Vertrau- 
en in die Politik und Hoffnung für die Zu- 
kunft zu geben. Wer seine Politik nur an 
Wahlterminen orientiert und die Menschen 
durch Versprechungen täuscht, die nicht 
eingehalten werden können, — wie die 
SPD und FDP — setzt zwangsläufig seine 
Glaubwürdigkeit aufs Spiel. Die Gaubwür- 
digkeit der Politik und das Vertrauen jun- 
ger Menschen auf die politisch Verant- 
wortlichen kann nur wieder hergestellt 
werden, wenn nur das versprochen wird, 
was auch gehalten werden kann und wenn 
das auch gehalten wird, was versprochen 
wurde. 

Bundesregierung 
vernachlässigt 
Katastrophenschutz 
Zur Beantwortung seiner schriftlichen Fra- 
gen bezüglich medizinischer Vorsorge im 
Verteidigungsfall durch die Bundesregie- 
rung erklärt der Abgeordnete Hans-Joa- 
chim Jentsch: Die Antwort der Bundesre- 
gierung macht deutlich, daß sie sich von 
der bisherigen Zivilverteidigungskonzep- 
tion abzusetzen beginnt. War es bislang 
unbestrittenes, leider nicht in die Wirklich- 
keit umgesetztes Programm, für den Ver- 
teidigungsfall auch die medizinische Ver- 
sorgung sicherzustellen, so macht sie nun 
Einschränkungen. Dies geschieht offen- 
sichtlich unter dem Eindruck der Kampa- 
gne aus Ärztekreisen unter der Parole 
„Ärzte gegen Atomraketen". Anstatt nach- 
haltig die Notwendigkeit medizinischer 
Vorsorge zu unterstreichen, stimmt sie in 
das Lied ein, wonach es Formen kriegeri- 
scher Auseinandersetzungen gibt, näm- 
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lieh den totalen Atomkrieg, in dem der Zi- 
vilschutz wenig bewirken kann. Medizini- 
scher Katastrophenschutz ist keine Le- 
bensversicherung gegen jede militärische 
Eventualität. Und dennoch ist er für Frie- 
denszeiten im Verteidigungsfall nötig. 

Loch läßt sein Amt in 
FDP-Landesvorstand ruhen 
Das Landesvorstandsmitglied der Berliner 
FDP, Loch, das im Zusammenhang mit 
seinem beruflichen Verhalten als Rechts- 
anwalt kritisiert worden ist, will sein Amt 
zunächst nicht weiter ausüben. Wie die 
Pressestelle der Berliner FDP mitteilte, hat 
Loch erklärt, er werde sein Amt als Beisit- 
zer so lange nicht ausüben, bis die gegen 
ihn in der Öffentlichkeit erhobenen Ver- 
dächtigungen ausgeräumt seien. Gegen 
Rechtsanwalt Loch, der dem linken Flügel 
der Berliner FDP angehört, wird staatsan- 
waltschaftlich wegen des Verdachts der 
Veruntreuung von Mandantengeldern er- 
mittelt. 

Niederlage für Hansen 
Der aus der SPD ausgeschlossene Bun- 
destagsabgeordnete Hansen ist in Nord- 
rhein-Westfalen mit dem Versuch ge- 
scheitert, einen Landesverband der ge- 
planten neuen Linkspartei „Demokrati- 
sche Sozialisten" (DS) zu gründen. Bei ei- 
nem Treffen in Wuppertal konnten die 
DS-Anhänger sich weder auf Statuten 
noch auf Thesen und Ziele einigen und be- 
schlossen, auch angesichts des ungeklär- 
ten Verhältnisses zu den Grünen, die 
Gründungsentscheidung um zunächst ein 
Jahr zu verschieben. In Bayern, Hessen, 
Bremen und Berlin sind die Vorbereitun- 
gen jedoch weiter gediehen, so daß die 
„Demokratischen Sozialisten", bei denen 
auch der aus der SPD ausgetretene Bun- 
destagsabgeordnete Coppik mitwirkt, an 
ihrem Ziel festhalten, am 17. Juni eine 
Bundespartei ins Leben zu rufen. 

Unwahre Behauptung 
Zur Behauptung von Annemarie Ren^ 
im  SPD-Pressedienst,  Haushaltsplan 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion hätte 
die Streichung des MutterschaftsurlauD 
beantragt, um 1,3 Mrd. DM zu sparen, e' 
klärt der zuständige Berichterstatter ' 
Haushaltsausschuß, Bernhard Friedman 
Die von den SPD-Politikerinnen Renge< 
Huber, Timm und Lepsius aufgestellte P 

hauptung ist unwahr. In der letzten 5' 
zung des Haushaltsausschusses am     ' 
Mai 1982 habe ich die Bundesregierung 
lediglich nach zwei Ausschußvorlagen d 
Regierung zur Finanzierung des Mut" 
schaftsgeldes gefragt und um Aufklärung 
über den  Sachstand  gebeten.  Dies als 

Forderung nach einer Streichung °e 

Mutterschaftsurlaubs auszugeben, ist e 
ne Verdrehung. 
In der Sache geht es darum, daß die Buj\ 
desregierung seit Anfang des Jahres nie11 

mehr in der Lage ist, für in Mutterschaft5 

urlaub befindliche Frauen Beiträge an die 

Renten- und Krankenversicherung zu 
len. 

zaH' 

Anke Fuchs: Drohungen 
machen noch keine Politik 
Ein   falsches   Bild   von   ihrer   Tätigt' 
scheint die Bundesministerin für Jugen 

Familie und Gesundheit, Anke Fuchs, z 

haben, wenn sie glaubt, mit Drohung 
die Jugendarbeitslosigkeit beseitigen z 

können.   Die   Androhung   einer   Ausb'1' 
dungsabgabe ist kurzsichtig. Frau Fach 
sollte lieber erfolgversprechende Aktivita' 
ten  entwickeln,  die der Jugend wiede 
echte  Hoffnung  geben.  Mit  Drohung^ 
kann man keine Politik machen, zuminde5 

keine, die den betroffenen Jugendliche^ 
glaubwürdig erscheint. Wir fordern Frau 
Fuchs auf, nicht schon wenige Tage naC"1 

Aufnahme ihres neuen Amtes die Fehle 
ihrer Vorgängerin  fortzusetzen,  erklärte 
MdB Hermann Kroll-Schlüter. 
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DGB-KONGRESS 

&ie Union bietet der neuen Führung 
Schliche Gespräche an 
?Wi*chen dem DGB und der Union 
y sich ein offen-sachliches Verhält- 
2J entwickelt. Auf dem 12. Ordentli- 
chen Bundeskongreß des DGB vom 
'?• bis 22. Mai 1982 in Berlin wurden 
ple Aussagen von Helmut Kohl und 
ranz-j0sef Strauß mit Respekt auf- 

kommen. Die Geschäftsberichte 
**r CDU-Mitglieder im Geschäftsfüh- 
,enden DGB-Bundesvorstand, der 
J'sherigen stellvertretenden Vorsit- 
zen Maria Weber und der wieder- 
wählten Irmgard Blattet, fanden 
,,e ungeteilte Anerkennung der De- 
le9«erten. 

Hei den Wahlen wurde der Gedanke der 
'"'Einheitsgewerkschaft    deutlich    be- 
J^kt. Gustav Fehrenbach, bisher stell- 
p6rtretender Vorsitzender der Deutschen 
°stgewerkschaft, wurde als Nachfolger 

^°n Maria Weber mit 457 von 521 Stimmen 
UrTl stellvertretenden DGB-Vorsitzenden 

j^Wählt. Irmgard Blättel wurde mit 450 von 
^ Stimmen erneut in den Geschäftsfüh- 
rern    DGB-Bundesvorstand    gewählt. 

eicJe gehören der CDU und der CDA an. 
Helmut Kohl machte in seiner Gastrede 
*ls CDU-Vorsitzender das Angebot, mit 
Jern neuen Vorstand möglichst bald über 
*0r>krete Schritte zur Vermögensbildung 

®r Arbeitnehmer zu sprechen. Er sagte: 
"Wenn die Arbeitnehmer und ihre Organi- 
sationen zugunsten notwendiger Investi- 
eren auf einen Teil des möglichen Ein- 
^0rnrrienszuwachses   verzichtet    haben, 

ann ist jetzt der Zeitpunkt gekommen, 
Urn erneut darüber nachzudenken, was 
^n tun kann, um sie an den Investitionen 

zu beteiligen." Helmut Kohl erinnerte an 
die zahlreichen Initiativen der Union zur 
Vermögensbildung und fügte hinzu: „Ich 
behaupte nicht, daß diese Vorschläge der 
Weisheit allerletzter Schluß sind. Aber wir 
haben bisher dazu keine Alternativen ge- 
sehen." 
Mit Beifall nahmen die Delegierten die 
Ausführungen von Helmut Kohl zum The- 
ma Arbeitslosigkeit auf: „Ich halte es für 
die schlimmste Anklage gegen eine Ge- 
sellschaft, wenn für junge Leute der erste 
Schritt aus der Welt des Kindes in die des 
Erwachsenen ein Schritt in die Welt der 
Arbeitslosigkeit ist. Wir müssen gemein- 
sam versuchen, in vernüftiger Weise dafür 
zu sorgen, daß jeder, der arbeiten will, 
auch Arbeit findet. Dies ist das wichtigste 
Ziel deutscher Innenpolitik." 

Der CDU-Vorsitzende drückt seine Über- 
zeugung aus, daß die wirtschaftliche Ent- 
wicklung nur dann wieder aufwärts gehe, 
„wenn investiert wird und wenn auch der 
Anreiz für Investitionen gegeben wird". Ei- 
ne Finanzierung von Investitions-Anreizen 
über eine Erhöhung der Mehrwertsteuer 
lehne die Union ab: „Sie trifft vor allem 
den Arbeitnehmer und die kinderreiche 
Familie. Und sie kommt, wie wir fürchten, 
vor allem jenen Betrieben zugute, die oh- 
nedies investieren, aber nicht jenen brei- 
ten Kreisen der mittelständischen Wirt- 
schaft, die in den letzten Jahren mit über 
12 000 Konkursen in einer besonderen 
Weise die Zeche bezahlt haben." 
Zum Thema Verkürzung der Lebensar- 
beitszeit hob Helmut Kohl die Vorschläge 
verschiedener DGB-Gewerkschaften her- 
vor und erklärte: „Wenn die Tarifpartner 
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hier neue Wege gehen wollen, sind wir 
grundsätzlich bereit, in die notwendigen 
Gespräche mit ihnen einzutreten." Für die 
Union stehe aber fest, daß eine Senkung 
der flexiblen Altersgrenze mit entspre- 
chenden versichungsmathematischen Ab- 
schlägen verbunden sein müsse. „Sonst 
kommen wir in die unmögliche Lage, daß 
der 64jährige Arbeitnehmer dem 60jähri- 
gen Rentner seine Bezüge mitbezahlt." 
Zum Verhältnis zwischen DGB und Union 
sagte Helmut Kohl: „Wir verlangen nicht, 
vom DGB mit Samthandschuhen angefaßt 
zu werden. Wir sind auch nicht sonderlich 
verwöhnt. Wir verlangen und erwarten ei- 
gentlich nur, daß alle demokratischen poli- 
tischen Parteien mit derselben Elle ge- 
messen werden." Er dankte den ausschei- 
denden Mitgliedern des DGB-Bundesvor- 
standes für die faire Zusammenarbeit. 
„Wir haben nicht nur übereinander ge- 
sprochen, sondern wir haben mehr mitan- 
der gesprochen. Ich hoffe, daß wir dies 
auch in Zukunft so halten." 
Die Wiedererlangung der Vollbeschäfti- 
gung bildete auch einen Schwerpunkt in 
der Gast-Rede des CSU-Vorsitzenden, 
Ministerpräsident Franz-Josef Strauß: „Ich 
bin kein Gegner von Beschäftigungspro- 
grammen. Aber ich halte nichts von Mogel- 
etiketten. Es ist sehr problematisch, 
durch Entzug von Geld aus dem Kreislauf 
der Wirtschaft, Umverteilung über einen 
Berg von Formularen hinweg und dann 
wieder Zuwendung auf dem Wege einer 
Investitionszulage das Poblem wirklich lö- 
sen zu wollen." Deshalb habe Bayern 
auch der Investitionszulage nicht zuge- 
stimmt. Strauß kritisierte, daß sich die 
Bundesregierung unmittelbar nach der 
letzten Bundestagswahl „ohne Abspra- 
che, ohne Information und ohne Verstän- 
digung" aus der Finanzierung der Gemein- 
schaftsaufgaben von Bund und Ländern 
zurückgezogen habe. „Daß hier der Bund 
auf einmal wegen einer sich seit Jahren 
abzeichnenden Situation nicht mehr in der 
Lage war, seine 50% zu leisten, hat zu ei- 
nem  tiefen  Einbruch  in  der  Beschäfti- 

gungsläge geführt."  Eine Rückkehr d 
Bundesregierung zur Finanzierung dies 
Gemeinschafts-Investitionen   „wäre   da 
beste   Beschäftigungsprogramm",   sag1 

Franz-Josef Strauß. 
Er bekannte sich „zur inneren und äupe 

ren Gewerkschaftsfreiheit als Kernstuc 
der Sozialen  Marktwirtschaft und dam 
unserer   freiheitlichen    Ordnung    übe' 
haupt". Zu immer wieder auftauchende 
Berichten über angebliche Gedankensp'e 

le der CSU machte Strauß deutlich, „dj* 
zu keinem Zeitpunkt jemals auch nur di 
leiseste Absicht, der mindeste GedanK 
bestand, eine Konkurrenzgewerkschaft * 
gründen, noch sind gar irgendwelche V0'' 
bereitungen dazu getroffen worden". Un* 
ter Hinweis auf seine 37jährige politisch 
Tätigkeit fügte er hinzu: „Ich hielte ein so«1* 
ches Unterfangen für reinen Unsinn. S°' 
lange ich Vorsitzender dieser Partei b"1' 
wird es nicht auch nur einen Millimet^ 
Entwicklung  in diese  Richtung geben- 
Die   Delegierten   des   DGB-Kongresse5 

nahmen diese Klarstellung mit deutlichem 
Beifall auf. 
Auf einem Empfang der CDU hat der stell' 
vertretende CDU-Vorsitzende und CDjy 
Vorsitzende Norbert Blüm, der wie CDU' 
Generalsekretär Heiner Geißler als Gas 
am DGB-Kongreß teilnahm, der scheide*1' 
den stellvertretenden DGB-Vorsitzendej1 

Maria Weber für ihre Arbeit gedankt. •> 
nannte sie eine „Elisabeth Courage", d|0 

aus christlicher Nächstenliebe une«" 
schrocken für die Interessen der Arbeit' 
nehmer gefochten habe. Die Einheitsg6' 
werkschaft müsse sich nicht nur in der Ta* 
gespolitik, sondern auch personell bewej' 
sen, sagte Blüm. Er würdigte als ein blej' 
bendes Verdienst von Maria Weber, da» 
sie durch die Förderung christlich-soziaier 

Nachwuchskräfte im DGB den Gedanke»1 

der Einheitsgewerkschaft gefestigt habe- 
Auch dem scheidenden DGB-Vorsitzefl' 
den Heinz O. Vetter, der neben zahlre«' 
chen Vorsitzenden von EinzelgewefK' 
schaffen an dem CDU-Empfang teilnahm« 
dankte Norbert Blüm: „Tagesbeifall ist so 
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chtig wie Tagespfiffe. Es zählt, was vor 
®r Geschichte Bestand hat. Ich bin si- 
Jer. daß Heinz O. Vetter in der Reihe der 

« °ßen Gewerkschaftsführer genannt wer- 
den wird." 

&.-•    rd   von   Weizsäcker,   Regierender 
germeister und Vorsitzender der Bern- 

aur CDU, dankte bei dieser Gelegenheit 
DGR CDU-Mitgliedern, die sich in den 
(^"Gewerkschaften engagieren. Die 
yv müsse verstehen, daß diese Mitglie- 

r in der Loyalität ihrer Gewerkschaft 
re pflichtet seien und müsse ihnen für ih- 

Arbeit dort den Rücken stärken. 
einer vielbeachteten Rede zur Eröff- 

vJ
n9 des DGB-Kongresses hatte Richard 

, n Weizsäcker die Faszination der Frei- 
~ Jj des Rechtsstaates und der sozialen 
B
erechtigkeit hervorgehoben. Unter dem 
eifall der Delegierten sagte er: „Mit die- 
^ Gut müssen wir im freien Berlin um 

verantwortlicher umgehen,  als auch 
latsche im anderen Teil der Stadt, in Po- 

und in vielen anderen Ländern ihrer- 
seits auf dieses Recht hoffen. Sie spüren 
'enr genau, daß diese ihre Hoffnung um 

die 
So K 
_. besser begründet bleibt, je besser wir, 

w'r die Freiheit haben, diese Freiheit 
he°hu als e'9ene  Verantwortung  verste- 

^ndespräsidnet Karl Carstens hatte zur 
. offnungsfeier    des    Kongresses    den 
LSri1Pf der Gewerkschaften für ein demo- 

atisches Staatswesen, für gleiche Rech- 
aller Staatsbürger und die soziale Bes- 

^ Stellung der Arbeitnehmer hervorgeho- 
en-  Die   Einheitsgewerkschaften   seien 

jj..? den Erfahrungen der Weimarer Repu- 
Jk entstanden. Parteipolitische Unabhän- 
y 9keit sei die Voraussetzung von  Ein- 
f.
eitsgewerkschaften, sagte Carstens und 
9te hinzu: „Unabhängig von Parteien zu 

le.'n- 'st eine Forderung, die nicht immer 
J^ht zu erfüllen ist; wir alle wissen es. 
s...er sie bildet das unverzichtbare Gegen- 
w uck zur Idee der Einheitsgewerkschaft. 
g er das eine vom anderen trennt, gefähr- 
ej   beides." Der Bundespräsident richtete 

nen beschwörenden Appell an alle Be- 

teiligten, jetzt ausreichend Ausbildungs- 
plätze zur Verfügung zu stellen. Er sagte 
unter dem Beifall der Delegierten: „Wenn 
wir in unserem Lande und in unserer Ge- 
sellschaft jedem Abiturienten die Möglich- 
keit geben zu studieren, dann müssen wir 
Mittel und Wege finden, um jedem ande- 
ren Schulabgänger, der einen Beruf erler- 
nen will, auch dazu die Möglichkeit zu ge- 
ben." 
Der neugewählte DGB-Vorsitzende nann- 
te die Gewerkschaften eine „Gegenmacht 
zur Unternehmermacht". Zur Klarstellung 
fügte er hinzu: „Das andere ist die Frage, 
ob Gewerkschaften auch im parlamentari- 
schen System Gegenmacht auszuüben 
hätten. Diese Frage will ich verneinen. 
Macht, die dem Parlament zukommt, 
Macht, die zum Regieren gehört, diese 
Macht ist — im Gegensatz zur Unter- 
nehmermacht — demokratisch legitimiert; 
sie ist abrufbar, und jeder Bürger kann 
sich an ihrem Zustandekommen beteili- 
gen." 

Kernkraft als Retter des 
Waldes? 
Ist die Kernenergie der Retter des deut- 
schen Waldes? Droht der Bundesrepublik 
ohne Einsatz der Atomkraft das Schicksal 
der Versteppung, weil die Schwefeldi- 
oxyd-Schwaden aus den Kaminen der 
Kohlekraftwerke die Bäume töten? Die 
CSU-Abgeordneten im Bayerischen Land- 
tag beantworteten in einer aktuellen Stun- 
de zum Thema Baumsterben diese Fragen 
uneingeschränkt mit Ja. Auch einige 
SPD-Parlamentarier schlossen sich die- 
sem Gedanken an. 
So meinte der SPD-Abgeordnete Franz 
Wilhelm Kick: „Wir müssen über den Ein- 
satz der Kernenergie neu nachdenken 
und vielleicht auch Positionen aufgeben." 
Und sein Fraktionskollege Xaver Wolf fand 
es bedauerlich, „daß man gegen das 
Waldsterben nicht mit gleicher Schärfe 
protestiert wie gegen die Kernenergie "• 
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STICHWORT: 

Jugendarbeits- 
losigkeit 
Im April 1982 waren 135 949 Jugendliche 
unter 20 Jahren arbeitslos gemeldet. Das 
sind 56,3% mehr als im April des vergan- 
genen Jahres. 
Für diese dramatische Verschlechterung 
gibt es drei Ursachen: 

— Die verschlechterte Wirtschaftslage 
zwingt die Unternehmen, weniger, aber 
berufserfahrene Arbeitnehmer zu be- 
schäftigen. Dadurch sind die Einstellungs- 
chancen für junge Arbeitnehmer geringer 
geworden. 
— Die Jugendarbeitslosigkeit ist vielfach 
ein regionales Strukturproblem. In Flä- 
chenstaaten mit langfristig gesättigter Ar- 
beitskräftenachfrage und mit einer schma- 
len Palette von Berufsfeldern sind junge 
Menschen besonders betroffen. Erschwe- 
rend wirkt sich das Berufswahlverhalten 
vieler Jugendlicher aus; 1981 haben sich 
73% der Jungen und 83% der Mädchen 
mit ihren Berufswünschen auf 27 bzw. 25 
von insgesamt 450 anerkannten Ausbil- 
dungsberufen konzentriert. 
— Jugendarbeitslosigkeit entsteht zu- 
nehmend durch den Mangel an Ausbil- 
dungsplätzen. Die Anzahl der Auszubil- 
denden ist in den letzten zehn Jahren um 
500 000 gestiegen, die Gesamtzahl der 
Beschäftigten in der Wirtschaft hingegen 
um 750 000 gesunken. 1971 haben Hand- 
werk, Handel und Industrie 5,2 Milliarden 
Mark für die berufliche Erstausbildung 
aufgebracht. Diese Ausgaben sind 1980 
auf über 20 Milliarden angestiegen. Heute 
müssen für einen Ausbildungsplatz mo- 
natlich 1000 Mark fixe Kosten veran- 
schlagt werden. Diese Ausbildungsinvesti- 

tionen können von der Wirtschaft nur au' 
gebracht werden, wenn eine entspreche^ 
de Ertragslage gegeben ist. 

Die CDU schlägt vor: 

1. Vorrangiges Instrument zur Besen'' 
gung der Jugendarbeitslosigkeit ist eine 
wirtschaftspolitische Kurswende, durcn 
die Investitionshemmnisse beseitigt un 
investitionsfreundliche steuerliche Ran' 
menbedingungen geschaffen werden. 

2. Unnötige Vorschriften, die Ausbil- 
dungsplätze vernichten oder verhindern, 
müssen aufgehoben werden. An die Aus- 
bildung in der gewerblichen Wirtschan 
werden nämlich formale Qualitäts- un 

Qualifikationsanforderungen gestellt, die 
um ein Mehrfaches höher liegen als be 
staatlichen Ausbildungsplätzen. 

3. Die Berufsinformation in der Schule 
muß verbessert werden. Nur so wird es 
möglich sein, ein höheres Maß an Flexibi'1' 
tat und Mobilität bei jungen Menschen zu 

erreichen. 

4. Der ausbildenden Wirtschaft muß 
durch ein Programm zur Förderung de 
betrieblichen Ausbildung die notwendig6 

Hilfe gegeben werden, um auch in Zeiten 
ungünstiger Ertragslage jungen Men' 
sehen eine berufliche Chance bieten zü 

können. 

5. Jugendliche mit abgebrochener ode' 
gar ohne Berufsausbildung sind beson' 
ders stark von Arbeitslosigkeit betroffen' 
Für sie müssen gezielte Hilfen angeboten 
werden. 
6. Die Bundesunternehmen und die Lin* 
ternehmen mit Bundesbeteiligung müssen 
die gleichen Ausbildungsanstrengungen 
unternehmen wie die Wirtschaft. Im MarZ 

1981 hatte die Bundesregierung zugesagt- 
das Ausbildungsplatzangebot in diesem 
Bereich um 11% zu erhöhen; tatsächlich 
erreicht wurde aber nur eine Zunahme um 
2,4%. 



Großdemonstration; 
Gemeinsam für 

Frieden und Freiheit 
5. Juni'82 

in Bonn, 
Hofgarten 

"Wir wollen am 5. Juni zusammen mit 
unseren Familien und unseren Freunden, 
mit Frauen und Kindern in Bonn 
• für unseren freiheitlichen und sozialen 
Rechtsstaat 
• für den Frieden in Freiheit bei uns und 
überall in der Welt demonstrieren. ..   ... ,11L.. * 
Wir wollen deutlich machen, daß Frieden und Freiheit fur uns unauf- 
löslich zusammengehören. 

Das Atlantische Bündnis beruht auf dem Fundament gemeinsamer 
Werte und Grundüberzeugungen: auf den Prinzipien der Demokratie, 
der Herrschaft des Rechts, der Freiheit der Person, der sozialen 
Gerechtigkeit und der universalen Menschenrechte, darunter dem des 
Selbstbestimmungsrechts der Völker. Orientierungslosigkelt und 
Zukunftspessimismus bei Teilen unserer Bw«w ilnd n^zuWW ^^ 
darauf zurückzuführen, daß diese Werte seit Jahren inhaltlich verändert 
und ausgehöhlt werden. 

Wir demonstrieren am 5. Juni 
• für die Erhaltung der Freiheit 
• für die Sicherung des Friedens 
• für Abrüstung in Ost und West 
• für das westliche Bündnis 
• für die Freundschaft mit den Vereinigten Staaten 
• für die Gemeinschaft des freien Europas 
• für mehr Gerechtigkeit in der Welt 

Die Demonstration wird ein Signal dafür sein, daß die überwältigende 
Mehrheit der Deutschen sich für diese Ziele einsetzt. 

Wir rufen alle auf, sich an dieser Demonstration zu beteiligen und der 
Welt das wirkliche Bild von Deutschland zu vermitteln. Die Freiheit, die 
wir lieben, und der Friede, den wir wollen, brauchen unser Engagement. 

Machen auch Sie mit!* 

vi 4- 
Helmut Kohl 

CDU 
II sicher 

sozial 
und frei 

luignai COUBunU«ifl«ichillsileM. Komi« -Ad«r»u.'-mu». 5300 Bonn I.1SJ 
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ZITATE 

Peinlich 
„Hamburg läßt Helmut nicht im Stich" — so 
prangt es, nachdem des Kanzlers Name im 
Hamburger Wahlkampf zunächst keinen plakati- 
ven Ausdruck fand, seit wenigen Tagen überle- 
bensgroß auf riesigen Werbetafeln. Die Genos- 
sen an Elbe und Alster wollen mit der Person 
des Bonner Regierungschefs erreichen, daß ih- 
nen die Macht im Hamburger Rathaus nicht ver- 
lorengeht und auch die Herrschaft am Rhein er- 
halten bleibt. 

Gerade diejenigen aber, die jetzt bitten, Helmut 
Schmidt nicht im Stich zu lassen, haben dies 
selber oft genug getan. Sie haben Beschlüsse 
gefaßt, die dem politischen Konzept Schmidts 
widersprachen. Sie haben gegen ihn gestichelt, 
ihn kritisiert, ihn allein gelassen. 

Jemanden erst zu treten und ihn dann, wenn er 
als Zugpferd für den Wahlkampf gebraucht 
wird, hochzuheben und zu loben — das muß ei- 
gentlich für beide Seiten, den Gelobten wie die 
Lobenden, eine peinliche Sache sein. Aber 
wenn es um Mehrheiten geht, geraten offenbar 

politische Sensibilität und menschliche Aufriß' 
tigkeit ins Hintertreffen. 

Ob sich allerdings mit derartiger UnaufrichW. 
keit bei den Wählern noch ein Stich, vielte^ 
sogar der entscheidende Stich zum Ge#inn 

des Machtspiels erzielen läßt? 
Kölnische Rundschau, 24. Mai 198Z 

Für die Freien Demokraten könnte es in Hf1' 
bürg ein böses Erwachen geben. Die Partei ^ 
dem höchsten Anteil von lose gebundenen W 
hängern erlebt in diesen Monaten einen {0' 
sehen Abfall der Wählergunst. Allensbach n0' 
tiert sie für April nur noch mit 6,6 Prozent nact) 

11,1 Prozent im Januar. Daß die FDP nun sUC» 
in den Abwärtssog der SPD geraten ist, korn^ 
nicht unerwartet. Seit Dezember ist ein dew1' 
eher Anstieg der Meinung zu beobachten, & 
es „möglichst bald zu einem Regierungswe0*' 
sei" kommen sollte (zuletzt 44 Prozent der ß0' 
fragten), weil man der amtierenden Reglet 
eine Lösungskompetenz nicht mehr zutrsU'- 
Verluste von Altliberalen an die CDU, die ^ 
Monat zu Monat zugewinnt, daneben Verlust0 

von jungen Leuten an die Grünen und von W1' 
ken Anhängern an die SPD, die sich neuerdin9s 

wieder etwas gefangen hat: Genschers vieldsu' 
tiger politischer Kurs wird für seine Partei land' 
sam kostspielig. 

Frankfurter Allgemeine, 24. Mai I9ß2 
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